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Textgegenüberstellung 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

Artikel 1 

Änderung des Ärztegesetzes 1998 

§ 51. (1) Der Arzt ist verpflichtet, Aufzeichnungen über jede zur Beratung 
oder Behandlung übernommene Person, insbesondere über den Zustand der 
Person bei Übernahme der Beratung oder Behandlung, die Vorgeschichte einer 
Erkrankung, die Diagnose, den Krankheitsverlauf sowie über Art und Umfang der 
beratenden, diagnostischen oder therapeutischen Leistungen einschließlich der 
Anwendung von Arzneispezialitäten und der zur Identifizierung dieser 
Arzneispezialitäten und der jeweiligen Chargen im Sinne des § 26 Abs. 8 des 
Arzneimittelgesetzes, BGBl. Nr. 185/1983, erforderlichen Daten zu führen und 
hierüber der beratenen oder behandelten oder zu ihrer gesetzlichen Vertretung 
befugten Person alle Auskünfte zu erteilen. In Fällen eines Verdachts im Sinne 
des § 54 Abs. 4 sind Aufzeichnungen über die den Verdacht begründenden 
Wahrnehmungen zu führen. Den gemäß § 54 Abs. 5 oder 6 verständigten 
Behörden oder öffentlichen Dienststellen ist hierüber Auskunft zu erteilen. Der 
Arzt ist verpflichtet, dem Patienten Einsicht in die Dokumentation zu gewähren 
oder gegen Kostenersatz die Herstellung von Abschriften zu ermöglichen. 

§ 51. (1) Der Arzt ist verpflichtet, Aufzeichnungen über jede zur Beratung 
oder Behandlung übernommene Person, insbesondere über den Zustand der 
Person bei Übernahme der Beratung oder Behandlung, die Vorgeschichte einer 
Erkrankung, die Diagnose, den Krankheitsverlauf sowie über Art und Umfang der 
beratenden, diagnostischen oder therapeutischen Leistungen einschließlich der 
Anwendung von Arzneispezialitäten und der zur Identifizierung dieser 
Arzneispezialitäten und der jeweiligen Chargen im Sinne des § 26 Abs. 8 des 
Arzneimittelgesetzes, BGBl. Nr. 185/1983, erforderlichen Daten zu führen und 
hierüber der beratenen oder behandelten oder zu ihrer gesetzlichen Vertretung 
befugten Person alle Auskünfte zu erteilen. In Fällen eines Verdachts im Sinne 
des § 54 Abs. 4 sind Aufzeichnungen über die den Verdacht begründenden 
Wahrnehmungen zu führen. Der Arzt ist verpflichtet, dem Patienten Einsicht in 
die Dokumentation zu gewähren oder gegen Kostenersatz die Herstellung von 
Abschriften zu ermöglichen. 

(1a) bis (5) … (1a) bis (5) … 

Verschwiegenheits-, Anzeige- und Meldepflicht Verschwiegenheits-, Anzeige- und Meldepflicht 

§ 54. (1) Der Arzt und seine Hilfspersonen sind zur Verschwiegenheit über 
alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen 
Geheimnisse verpflichtet. 

§ 54. (1) Die Ärztin/der Arzt und ihre/seine Hilfspersonen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder 
bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. 
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(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 

 1. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung des Arztes über den 
Gesundheitszustand bestimmter Personen vorgeschrieben ist, 

 2. Mitteilungen oder Befunde des Arztes an die Sozialversicherungsträger 
und Krankenfürsorgeanstalten oder sonstigen Kostenträger in dem 
Umfang, als er für den Empfänger zur Wahrnehmung der ihm 
übertragenen Aufgaben eine wesentliche Voraussetzung bildet, 
erforderlich sind, 

 3. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person den Arzt 
von der Geheimhaltung entbunden hat, 

 4. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz 
höherwertiger Interessen 

 a) der öffentlichen Gesundheitspflege, 

 b) der Rechtspflege oder 

 c) von einwilligungsunfähigen Patientinnen/Patienten im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung der für die 
Behandlungskontinuität unerlässlichen Eckdaten gegenüber den mit 
der Pflege betrauten Personen 

unbedingt erforderlich ist. 

(2) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 

 1. nach gesetzlichen Vorschriften eine Meldung der Ärztin/des Arztes über 
den Gesundheitszustand bestimmter Personen vorgeschrieben ist, 

 2. Mitteilungen oder Befunde der Ärztin/des Arztes an die 
Sozialversicherungsträger und Krankenfürsorgeanstalten oder sonstigen 
Kostenträger in dem Umfang, als dies für die Empfängerin/den 
Empfänger zur Wahrnehmung der ihr/ihm übertragenen Aufgaben eine 
wesentliche Voraussetzung bildet, erforderlich sind, 

 3. die durch die Offenbarung des Geheimnisses bedrohte Person die 
Ärztin/den Arzt von der Geheimhaltung entbunden hat, 

 4. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz 
höherwertiger Interessen 

 a) der öffentlichen Gesundheitspflege, 

 b) der Rechtspflege oder 

 c) von einwilligungsunfähigen Patientinnen/Patienten im 
Zusammenhang mit der Bereitstellung der für die 
Behandlungskontinuität unerlässlichen Eckdaten gegenüber den mit 
der Pflege betrauten Personen 

 unbedingt erforderlich ist, 

 5. die Offenbarung des Geheimnisses gegenüber anderen Ärztinnen/Ärzten 
und Krankenanstalten zur Aufklärung eines Verdachts einer gerichtlich 
strafbaren Handlung gemäß Abs. 4 Z 2 und zum Wohl der Kinder oder 
Jugendlichen erforderlich ist, 

 6. die Ärztin/der Arzt der Anzeigepflicht gemäß Abs. 4 oder der 
Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 
nachkommt. 

(3) … (3) … 
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(4) Ergibt sich für den Arzt in Ausübung seines Berufes der Verdacht, dass 
durch eine gerichtlich strafbare Handlung der Tod oder eine schwere 
Körperverletzung herbeigeführt wurde, so hat der Arzt, sofern Abs. 5 nicht 
anderes bestimmt, der Sicherheitsbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten. 
Gleiches gilt im Fall des Verdachts, dass eine volljährige Person, die ihre 
Interessen nicht selbst wahrzunehmen vermag, misshandelt, gequält, 
vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden ist. 

(4) Die Ärztin/der Arzt ist zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder  

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder  

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(5) Ergibt sich für den Arzt in Ausübung seines Berufes der Verdacht, dass 
ein Minderjähriger misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht 
worden ist, so hat der Arzt Anzeige an die Sicherheitsbehörde zu erstatten.  

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. die Ärztin/der Arzt, die ihre/der seine berufliche Tätigkeit im 
Dienstverhältnis ausübt, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber 
erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder 
die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(5) … Richtet sich der Verdacht gegen einen nahen Angehörigen (§ 166 
StGB), so kann die Anzeige so lange unterbleiben, als dies das Wohl des 
Minderjährigen erfordert und eine Zusammenarbeit mit dem Kinder- und 
Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

(6) In den Fällen einer vorsätzlich begangenen schweren Körperverletzung 
hat der Arzt auf bestehende Opferschutzeinrichtungen hinzuweisen. In den Fällen 
des Abs. 5 hat er überdies unverzüglich und nachweislich Meldung an den 
zuständigen Kinder- und Jugendhilfeträger zu erstatten. 

(6) Weiters kann in Fällen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- 
und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. In den Fällen einer 
vorsätzlich begangenen schweren Körperverletzung hat die Ärztin/der Arzt auf 
bestehende Opferschutzeinrichtungen hinzuweisen. 

Artikel 2 

Änderung des Gesundheits- und Krankenpflegegesetzes 

§ 6. (1) und (2) … § 6. (1) und (2) … 

 (3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der 
Berufsangehörige 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 7 oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommt. 

Anzeigepflicht 

§ 7. (1) Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe sind 
verpflichtet, der Sicherheitsbehörde unverzüglich Anzeige zu erstatten, wenn sich 
in Ausübung ihres Berufes der Verdacht ergibt, daß durch eine gerichtlich 
strafbare Handlung der Tod oder die schwere Körperverletzung eines Menschen 
herbeigeführt wurde. 

Anzeigepflicht 

§ 7. (1) Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe sind zur 
Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn 
sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass 
durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(2) Die Anzeigepflicht besteht nicht, wenn die Anzeige in den Fällen 
schwerer Körperverletzung eine Tätigkeit der Gesundheits- und Krankenpflege 
beeinträchtigte, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf. In diesem Fall hat der Angehörige des Gesundheits- und 
Krankenpflegeberufes die betroffene Person über bestehende anerkannte 
Opferschutzeinrichtungen zu informieren. 

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der Berufsangehörige, der seine berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis 
ausübt, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und 
durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

 (3) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert 
und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine 
Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

Meldepflicht 

§ 8. (1) Angehörige der Gesundheits- und Krankenpflegeberufe sind 
ermächtigt, persönlich betroffenen Personen, Behörden oder öffentlichen 
Dienststellen Mitteilung zu machen, wenn sich in Ausübung ihres Berufes der 
Verdacht ergibt, daß 

 1. durch eine gerichtlich strafbare Handlung der Tod oder die 
Körperverletzung eines Menschen herbeigeführt wurde oder 

 2. ein Minderjähriger oder eine sonstige Person, die ihre Interessen nicht 
selbst wahrzunehmen vermag, mißhandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell mißbraucht wurde, 

sofern das Interesse an der Mitteilung das Geheimhaltungsinteresse überwiegt. 

(2) Im Falle des Abs. 1 Z 2 sind Angehörige der Gesundheits- und 
Krankenpflegeberufe verpflichtet, 

 1. an den zuständigen Kinder- und Jugendhilfeträger bei Minderjährigen 
oder 

 2. an das Pflegschaftsgericht bei sonstigen Personen, die ihre Interessen 
nicht selbst wahrzunehmen vermögen, 

Meldung zu erstatten, sofern dies zur Verhinderung einer weiteren erheblichen 
Gefährdung des Wohls der betroffenen Person erforderlich ist. 

 

Artikel 3 

Änderung des Hebammengesetzes 

§ 6. (1) bis (4) … § 6. (1) bis (4) … 

(5) Hebammen sind verpflichtet, unverzüglich der Sicherheitsbehörde 
Anzeige zu erstatten, wenn sich ihnen begründeter Verdacht einer 
Unterschiebung eines Kindes (§ 200 Strafgesetzbuch - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, 
in der jeweils geltenden Fassung) oder einer Aussetzung (§ 82 StGB) ergibt. 

 

(6) … (6) … 

 Anzeigepflicht 

§ 6a. (1) Hebammen sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 

157/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

5 von 22

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  6 von 22 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

§ 6. (5) Hebammen sind verpflichtet, unverzüglich der Sicherheitsbehörde 
Anzeige zu erstatten, wenn sich ihnen begründeter Verdacht einer 
Unterschiebung eines Kindes (§ 200 Strafgesetzbuch - StGB, BGBl. Nr. 60/1974, 
in der jeweils geltenden Fassung) oder einer Aussetzung (§ 82 StGB) ergibt. 

(2) Hebammen sind verpflichtet, unverzüglich der Sicherheitsbehörde 
Anzeige zu erstatten, wenn sich ihnen begründeter Verdacht einer 
Unterschiebung eines Kindes (§ 200 Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974) oder einer Aussetzung (§ 82 StGB) ergibt. 

 (3) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 und 2 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. die Hebamme, die ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis ausübt, 
eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und durch 
diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft 
erfolgt ist. 

 (4) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen eine/einen Angehörige/Angehörigen (§ 72 StGB) richtet, 
sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung 
an die Kinder- und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

§ 7. (1) und (2) … § 7. (1) und (2) … 

 (2a) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit die 
Hebamme 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 6a oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 
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Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

nachkommt. 

(3) … (3) … 

Artikel 4 

Änderung des Kardiotechnikergesetzes 

 Anzeigepflicht 

§ 7a. (1) Angehörige des kardiotechnischen Dienstes sind zur Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung 
der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine 
gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der Berufsangehörige eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber 
erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder 
die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(3) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert 
und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine 
Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

§ 8. (1) und (2) … § 8. (1) und (2)  
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(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der 

Berufsangehörige 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 7a oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommt. 

Artikel 5 

Änderung des MTD-Gesetzes 

§ 11c. (1) und (2) … § 11c. (1) und (2) … 
 

(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der (die) 
Berufsangehörige 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 11e oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommt. 
 

Anzeigepflicht 

§ 11e. (1) Angehörige der gehobenen medizinisch-technischen Dienste sind 
zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn 
sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass 
durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 
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 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der (die) Berufsangehörige, der (die) seine (ihre) berufliche Tätigkeit im 
Dienstverhältnis ausübt, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber 
erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder 
die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(3) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen eine (einen) Angehörige(n) (§ 72 Strafgesetzbuch – 
StGB, BGBl. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder 
Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger 
und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer 
Krankenanstalt erfolgt. 

Artikel 6 

Änderung des Medizinische Assistenzberufe-Gesetzes 

§ 13. (1) bis (5) …. § 13. (1) bis (5) …. 

(6) Sie sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufs 
anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. Die 
Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 

(6) Sie sind zur Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufs 
anvertrauten oder bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. Die 
Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, wenn 

 1. …  1. … 

 2. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz 
höherwertiger Interessen der öffentlichen Gesundheitspflege oder der 
Rechtspflege unbedingt erforderlich ist. 

 2. die Offenbarung des Geheimnisses nach Art und Inhalt zum Schutz 
höherwertiger Interessen der öffentlichen Gesundheitspflege oder der 
Rechtspflege unbedingt erforderlich ist oder 

  3. der/die Berufsangehörige der Anzeigepflicht gemäß Abs. 7 oder der 
Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und Jugendhilfegesetz 
2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, nachkommt. 

 (7) Angehörige der medizinischen Assistenzberufe sind zur Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung 
der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine 
gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
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herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(8) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 7 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der/die Berufsangehörige eine entsprechende Meldung an den 
Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(9) Weiters kann in Fällen des Abs. 7 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen eine/n Angehörige/n (§ 72 Strafgesetzbuch – StGB, 
BGBl. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen 
erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger und 
gegebenenfalls eine Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer 
Krankenanstalt erfolgt. 

Artikel 7 

Änderung des Medizinischer Masseur- und Heilmasseurgesetzes 

 Anzeigepflicht 

§ 3a. (1) Medizinische Masseure und Heilmasseure sind zur Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung 
der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine 
gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 
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 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der Berufsangehörige, der seine berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis 
ausübt, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und 
durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(3) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert 
und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine 
Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

§ 4. (1) und (2) …. § 4. (1) und (2) …. 
 

(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der 
Berufsangehörige 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 3a oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommt. 
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Meldepflicht 

§ 7. Ergibt sich für den medizinischen Masseur in Ausübung seines Berufs 
der Verdacht, dass 

 1. durch eine gerichtlich strafbare Handlung der Tod oder eine schwere 
Körperverletzung herbeigeführt wurde, 

 2. eine volljährige Person, die ihre Interessen nicht selbst wahrzunehmen 
vermag, misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht 
worden ist, 

 3. ein Minderjähriger misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell 
missbraucht worden ist, 

so hat der medizinische Masseur unverzüglich Meldung an den Dienstgeber zu 
erstatten. 

 

§ 35. (1) Die Verschwiegenheitspflicht eines freiberuflich tätigen 
Heilmasseurs gemäß § 4 Abs. 1 besteht auch insoweit nicht, als die für die 
Honorarabrechnung gegenüber den Krankenversicherungsträgern, 
Krankenanstalten, sonstigen Kostenträgern oder Patienten erforderlichen 
Unterlagen zum Zweck der Abrechnung, auch im automationsunterstützten 
Verfahren, Dienstleistungsunternehmen überlassen werden. Eine allfällige 
Speicherung darf nur so erfolgen, dass Betroffene weder bestimmt werden 
können noch mit hoher Wahrscheinlichkeit bestimmbar sind. 

§ 35. Die Verschwiegenheitspflicht eines freiberuflich tätigen Heilmasseurs 
gemäß § 4 besteht auch insoweit nicht, als die für die Honorarabrechnung 
gegenüber den Krankenversicherungsträgern, Krankenanstalten, sonstigen 
Kostenträgern oder Patienten erforderlichen Unterlagen zum Zweck der 
Abrechnung, auch im automationsunterstützten Verfahren, 
Dienstleistungsunternehmen überlassen werden. Eine allfällige Speicherung darf 
nur so erfolgen, dass Betroffene weder bestimmt werden können noch mit hoher 
Wahrscheinlichkeit bestimmbar sind. 

(2) Ergibt sich für den freiberuflich tätigen Heilmasseur in Ausübung seines 
Berufs der Verdacht, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung der Tod oder 
die schwere Körperverletzung herbeigeführt wurde, so hat der Heilmasseur, 
sofern Abs. 3 nicht anders bestimmt, der Sicherheitsbehörde unverzüglich 
Anzeige zu erstatten. Gleiches gilt im Fall des Verdachts, dass eine volljährige 
Person, die ihre Interessen nicht selbst wahrzunehmen vermag, misshandelt, 
gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht worden ist. 

 

(3) Ergibt sich für den freiberuflich tätigen Heilmasseur in Ausübung seines 
Berufs der Verdacht, dass ein Minderjähriger misshandelt, gequält, vernachlässigt 
oder sexuell missbraucht worden ist, so hat der Heilmasseur Anzeige an die 
Sicherheitsbehörde zu erstatten. Richtet sich der Verdacht gegen einen nahen 
Angehörigen (§ 166 StGB), so kann die Anzeige so lange unterbleiben, als dies 
das Wohl des Minderjährigen erfordert und eine Zusammenarbeit mit dem 
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Jugendwohlfahrtsträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

(4) In den Fällen einer vorsätzlich begangenen schweren Körperverletzung 
hat der freiberuflich tätige Heilmasseur auf bestehende Opferschutzeinrichtungen 
hinzuweisen. In den Fällen des Abs. 3 hat er überdies unverzüglich und 
nachweislich Meldung an den zuständigen Jugendwohlfahrtsträger zu erstatten. 

 

(5) In den Fällen eines Verdachts im Sinne des Abs. 2 sind Aufzeichnungen 
über die den Verdacht begründenden Wahrnehmungen zu führen. Den gemäß 
Abs. 3 oder 4 verständigten Behörden oder öffentlichen Dienststellen ist hierüber 
Auskunft zu erteilen. 

 

Artikel 8 

Änderung des Sanitätergesetzes 

 Anzeigepflicht 

§ 5a. (1) Sanitäter sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der Sanitäter eine entsprechende Meldung an die Einrichtung gemäß § 
23, in der er tätig ist, erstattet hat und durch diese eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 
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(3) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. 
Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert 
und eine Mitteilung an die Kinder- und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine 
Einbeziehung einer Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

§ 6. (1) und (2) … § 6. (1) und (2) … 
 

(3) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der Sanitäter 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 5a oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommt. 

Artikel 9 

Änderung des Zahnärztegesetzes 

§ 21. (1) bis (5) … § 21. (1) bis (5) …  

 (6) Weiters besteht die Verschwiegenheitspflicht gemäß Abs. 1 nicht, soweit 
der/die Berufsangehörige 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § 21a oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommt. 

 Anzeigepflicht 

§ 21a. (1) Angehörige des zahnärztlichen Berufs sind zur Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung 
der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine 
gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

157/M
E

 X
X

V
I. G

P - M
inisterialentw

urf - T
extgegenüberstellung

14 von 22

w
w

w
.parlam

ent.gv.at



  15 von 22 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 
 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(2) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 1 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der/die Berufsangehörige, der/die seine/ihre berufliche Tätigkeit im 
Dienstverhältnis ausübt, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber 
erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder 
die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(3) Weiters kann in Fällen des Abs. 1 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen/eine Angehörigen/Angehörige (§ 72 
Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des 
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und 
Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

§ 75. (1) … § 75. (1) … 

(2) Angehörige der Zahnärztlichen Assistenz sind zur Verschwiegenheit 
über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen 
Geheimnisse verpflichtet. § 21 Abs. 2 ist anzuwenden. 

(2) Angehörige der Zahnärztlichen Assistenz sind zur Verschwiegenheit 
über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder bekannt gewordenen 
Geheimnisse verpflichtet. § 21 Abs. 2 ist anzuwenden. Weiters besteht die 
Verschwiegenheitspflicht nicht, soweit der/die Berufsangehörige der 
Anzeigepflicht gemäß Abs. 3 oder der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-
Kinder- und Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 
nachkommt. 

 (3) Angehörige der Zahnärztlichen Assistenz sind zur Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung 
der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine 
gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder 

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
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sexuell missbraucht werden oder worden sind oder 

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(4) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 3 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der/die Berufsangehörige eine entsprechende Meldung an den 
Dienstgeber erstattet hat und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

(5) Weiters kann in Fällen des Abs. 3 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen/eine Angehörigen/Angehörige (§ 72 
Strafgesetzbuch – StGB, BGBl. Nr. 60/1974) richtet, sofern dies das Wohl des 
Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- und 
Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

Artikel 10 

Änderung des Musiktherapiegesetzes 

§ 32. (1)  § 32. (1) … 

(2) Eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht zum Zweck einer 
Zeugenaussage vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde ist als 
höchstpersönliches Recht nur durch die entscheidungsfähige behandelte Person 
zulässig. 

(2) Eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht, insbesondere zum 
Zweck einer Zeugenaussage vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde, 
ist als höchstpersönliches Recht nur durch die (den) entscheidungsfähige(n) 
Patientin (Patienten) zulässig. 

 (3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit Musiktherapeuten 
(Musiktherapeutinnen) 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § Abs. 4 oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 
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nachkommen. 

 (4) Musiktherapeuten (Musiktherapeutinnen) sind zur Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung 
der beruflichen Tätigkeit der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine 
gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder  

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder  

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

 (5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. Musiktherapeuten (Musiktherapeutinnen), die ihre berufliche Tätigkeit 
im Dienstverhältnis ausüben, eine entsprechende Meldung an den 
Dienstgeber erstattet haben und durch diesen eine Anzeige an die 
Kriminalpolizei oder die Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

 (6) Weiters kann in Fällen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- 
und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

Artikel 11 

Änderung des Psychologengesetzes 2013 

§ 37. (1) und (2) … § 37. (1) und (2) … 

 (3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit die 
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Berufsangehörigen 

 1. der Anzeigepflicht gemäß § Abs. 4 oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommen. 

 (4) Berufsangehörige sind zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder  

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder  

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

 (5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. Berufsangehörige, die ihre berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis 
ausüben, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet haben 
und durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

 (6) Weiters kann in Fällen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- 
und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 
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Artikel 12 

Änderung des Psychotherapiegesetzes 

§ 15. Der Psychotherapeut sowie seine Hilfspersonen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder 
bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. 

§ 15. (1) Der Psychotherapeut sowie seine Hilfspersonen sind zur 
Verschwiegenheit über alle ihnen in Ausübung ihres Berufes anvertrauten oder 
bekannt gewordenen Geheimnisse verpflichtet. 

 (2) Eine Entbindung von der Verschwiegenheitspflicht, insbesondere zum 
Zweck einer Zeugenaussage vor einem Gericht oder einer Verwaltungsbehörde, 
ist als höchstpersönliches Recht nur durch den entscheidungsfähigen Patienten 
zulässig. 

 (3) Die Verschwiegenheitspflicht besteht nicht, soweit Psychotherapeuten 

 1. der Anzeigepflicht gemäß Abs. 4 oder 

 2. der Mitteilungspflicht gemäß § 37 Bundes-Kinder- und 
Jugendhilfegesetz 2013 (B-KJHG 2013), BGBl. I Nr. 69/2013, 

nachkommen. 

 (4) Der Psychotherapeut ist zur Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft verpflichtet, wenn sich in Ausübung der beruflichen Tätigkeit 
der begründete Verdacht ergibt, dass durch eine gerichtlich strafbare Handlung 

 1. der Tod, eine schwere Körperverletzung oder eine Vergewaltigung 
herbeigeführt wurde oder  

 2. Kinder oder Jugendliche misshandelt, gequält, vernachlässigt oder 
sexuell missbraucht werden oder worden sind oder  

 3. nicht handlungs- oder entscheidungsfähige oder wegen Gebrechlichkeit, 
Krankheit oder einer geistigen Behinderung wehrlose Volljährige 
misshandelt, gequält, vernachlässigt oder sexuell missbraucht werden 
oder worden sind. 

(5) Eine Pflicht zur Anzeige nach Abs. 4 besteht nicht, wenn 

 1. die Anzeige im konkreten Fall die berufliche Tätigkeit beeinträchtigen 
würde, deren Wirksamkeit eines persönlichen Vertrauensverhältnisses 
bedarf, oder 

 2. der Psychotherapeut, der seine berufliche Tätigkeit im Dienstverhältnis 
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ausübt, eine entsprechende Meldung an den Dienstgeber erstattet hat und 
durch diesen eine Anzeige an die Kriminalpolizei oder die 
Staatsanwaltschaft erfolgt ist. 

 (6) Weiters kann in Fällen des Abs. 4 Z 2 die Anzeige unterbleiben, wenn 
sich der Verdacht gegen einen Angehörigen (§ 72 StGB) richtet, sofern dies das 
Wohl des Kindes oder Jugendlichen erfordert und eine Mitteilung an die Kinder- 
und Jugendhilfeträger und gegebenenfalls eine Einbeziehung einer 
Kinderschutzeinrichtung an einer Krankenanstalt erfolgt. 

Artikel 13 

Änderung des Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes 

Elektronische Datenverarbeitung 

§ 460d. Die Versicherungsnummer nach § 31 Abs. 4 Z 1 sowie die bei den 
Sozialversicherungsträgern (Hauptverband) verwendeten personenbezogenen 
Ordnungsbegriffe (wie beispielsweise Dienstgeberkontonummer und 
Vertragspartnernummer) können in der elektronischen Datenverarbeitung für 
Zwecke der Sozialversicherung und des Arbeitsmarktservice verwendet werden. 
Veränderungen oder Feststellungen der Versicherungsnummer sowie von 
Familiennamen, Vornamen, Geschlechtsangaben, Staatsbürgerschaft und 
Geburtsdaten, deren Notwendigkeit sich im Verfahren vor den 
Sozialversicherungsträgern ergeben hat, sind dem Bundesminister für Inneres zur 
Verwendung im Rahmen der Gleichsetzungstabelle (§ 16b des 
Meldegesetzes 1991 in der Fassung des Art. II des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 28/2001) zu übermitteln. 

Elektronische Datenverarbeitung 

§ 460d. (1) Die Versicherungsnummer nach § 31 Abs. 4 Z 1 sowie die bei 
den Sozialversicherungsträgern (Hauptverband) verwendeten personenbezogenen 
Ordnungsbegriffe (wie beispielsweise Dienstgeberkontonummer und 
Vertragspartnernummer) können in der elektronischen Datenverarbeitung für 
Zwecke der Sozialversicherung und des Arbeitsmarktservice verwendet werden. 
Veränderungen oder Feststellungen der Versicherungsnummer sowie von 
Familiennamen, Vornamen, Geschlechtsangaben, Staatsbürgerschaft und 
Geburtsdaten, deren Notwendigkeit sich im Verfahren vor den 
Sozialversicherungsträgern ergeben hat, sind dem Bundesminister für Inneres zur 
Verwendung im Rahmen der Gleichsetzungstabelle (§ 16b des 
Meldegesetzes 1991 in der Fassung des Art. II des Bundesgesetzes BGBl. I 
Nr. 28/2001) zu übermitteln. 

 (2) Versicherungsnummern, andere personenbezogene Ordnungsbegriffe der 
Sozialversicherung und allenfalls auch damit verbundene bereichsspezifische 
Personenkennzeichen nach § 9 des E-Government-Gesetzes, BGBl. I 
Nr. 10/2004, sind durch den Dachverband mit verbindlicher Wirkung für alle 
Sozialversicherungsträger und alle anderen Stellen, von denen die 
Versicherungsnummer bzw. das bereichsspezifische Personenkennzeichen als 
Ordnungsbegriff verwendet wird, zu ändern, wenn dies auf der Grundlage einer 
bundesgesetzlichen Regelung beantragt wird. Der Dachverband hat 
Vorkehrungen dafür zu treffen, dass Versicherungszeiten und Anwartschaften, 
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die unter einer Versicherungsnummer gespeichert wurden, auch für 
Angelegenheiten zur Verfügung stehen, die in weiterer Folge unter Verwendung 
der geänderten Versicherungsnummer bearbeitet werden. 

 (3) An Personen, denen eine Namensänderung nach § 2 Abs. 1 Z 10a des 
Namensänderungsgesetzes, BGBl. Nr. 195/1988, bewilligt wurde, ist auf ihren 
Antrag eine neue Versicherungsnummer zu vergeben. Dieser Antrag ist unter 
Vorlage der Dokumente zum Beleg einer solchen Namensänderung beim 
Dachverband zu stellen. 

 Schlussbestimmung zu Art. 13 des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 

§ 725. § 460d in der Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xx/2019 tritt 
mit 1. Jänner 2020 in Kraft. 

Artikel 14 

Änderung des Verbrechensopfergesetzes 

§ 1. (1) bis (8) … § 1. (1) bis (8)… 

 (9) Opfer eines Einbruchsdiebstahls (§ 129 StGB) in die regelmäßig 
bewohnte eigene Wohnung haben einen Anspruch auf die Leistungen nach § 4 
Abs. 5 und § 4a. 

§ 8. (1) bis (2) … § 8. (1) bis (2)… 

(3) Von Hilfeleistungen sind Personen ausgeschlossen, die auf ihre 
Schadenersatzansprüche aus dem Verbrechen verzichtet haben oder soweit sie auf 
Grund ausländischer gesetzlicher Vorschriften gleichartige staatliche Leistungen 
erhalten können. 

(3) Von Hilfeleistungen sind Personen ausgeschlossen, die auf ihre 
Schadenersatzansprüche aus dem Verbrechen verzichtet haben. Weiters sind 
Personen ausgeschlossen soweit sie auf Grund ausländischer gesetzlicher 
Vorschriften gleichartige staatliche Leistungen erhalten können, sofern es sich 
nicht um Unionsbürger handelt, die die Handlung nach § 1 Abs. 1 in Österreich 
(§ 1 Abs. 6 Z 1) erlitten haben. 

§ 10. (1) Leistungen nach § 2 dürfen nur von dem Monat an erbracht 
werden, in dem die Voraussetzungen hiefür erfüllt sind, sofern der Antrag binnen 
zwei Jahren nach der Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung (§ 1 Abs. 1) 
bzw. nach dem Tod des Opfers (§ 1 Abs. 4) gestellt wird. Wird ein Antrag erst 
nach Ablauf dieser Frist gestellt, so sind die Leistungen nach § 2 Z 1, 2, 3 bis 7 
und 9 mit Beginn des auf den Antrag folgenden Monates zu erbringen. Bei 

§ 10. (1) Leistungen nach § 2 dürfen nur von dem Monat an erbracht 
werden, in dem die Voraussetzungen hiefür erfüllt sind, sofern der Antrag binnen 
drei Jahren nach der Körperverletzung oder Gesundheitsschädigung (§ 1 Abs. 1) 
bzw. nach dem Tod des Opfers (§ 1 Abs. 4) gestellt wird. Wird ein Antrag erst 
nach Ablauf dieser Frist gestellt, so sind die Leistungen nach § 2 Z 1, 2, 3 bis 7 
und 9 mit Beginn des auf den Antrag folgenden Monates zu erbringen. Bei 
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erstmaliger Zuerkennung von Ersatz des Verdienst- und Unterhaltsentganges ist 
von Amts wegen auch darüber zu entscheiden, ob und in welcher Höhe eine 
einkommensabhängige Zusatzleistung zu gewähren ist. Anträge auf Leistungen 
gemäß § 4 Abs. 5 unterliegen keiner Frist. 

erstmaliger Zuerkennung von Ersatz des Verdienst- und Unterhaltsentganges ist 
von Amts wegen auch darüber zu entscheiden, ob und in welcher Höhe eine 
einkommensabhängige Zusatzleistung zu gewähren ist. Anträge auf Leistungen 
gemäß § 4 Abs. 5 unterliegen keiner Frist. 

 (1a) Zur Zeit der Tatbegehung minderjährige Opfer können die Leistung nach 
§ 2 Z 10 auch innerhalb von drei Jahren nach rechtskräftiger Beendigung oder 
Einstellung des Strafverfahrens beantragen. Ein Leistungsanspruch besteht in 
diesem Fall bei Erfüllung der sonstigen Voraussetzungen, wenn im Strafurteil oder 
einem im Gerichtsverfahren eingeholten medizinischen Gutachten das Vorliegen 
einer schweren Körperverletzung (§ 84 Abs. 1 StGB) ausdrücklich bestätigt wird. 

(2) bis (4) … (2) bis (4) … 

§ 16. (1) bis (21)… § 16. (1) bis (21)… 

 (22) Die §§ 1 Abs. 9, 8 Abs. 3, 10 Abs. 1 erster Satz und 10 Abs. 1a in der 
Fassung des Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 treten mit 1. Jänner 2020 in 
Kraft. Die §§ 1 Abs. 9 und 10 Abs. 1 erster Satz in der Fassung des 
Bundesgesetzes BGBl. I Nr. xxx/2019 sind auf Handlungen im Sinne des § 1 
Abs. 1 anzuwenden, die ab dem Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes begangen 
wurden. 
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